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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medizinische Forschung

2001 hatte der Bundesrat dem Parlament zwei Übereinkommen des Europarats zur
Genehmigung vorgelegt, einerseits das Übereinkommen über Menschenrechte und
Biomedizin von 1997 und andererseits das erste Zusatzprotokoll dazu, welches das
Klonen menschlicher Lebewesen verbietet. Mit der Konvention liegt erstmals ein
eigenständiges Übereinkommen zur Biomedizin auf internationaler Ebene vor. Es
handelt sich um ein Kernübereinkommen, das nur die wichtigsten Grundsätze enthält.
Zusatzprotokolle sollen einzelne Bereiche näher regeln. Jeder Staat bleibt zudem frei,
im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und Medizin über die Konvention
hinausgehende Schutzbestimmungen aufzustellen. 2002 hatten die Kammern die
Behandlung des Übereinkommens und des Zusatzprotokolls bis zum Abschluss
laufender Gesetzgebungsprozesse im Bereich von Transplantations- und
Fortpflanzungsmedizin sistiert. 

Im Nationalrat, der die Abkommen in der Herbstsession des Berichtsjahres als erster
behandelte, beantragte eine Kommissionsminderheit um Graf (gp, BL), die
Verhandlungen erneut bis zum Vorliegen des Verfassungsartikels und des geplanten
Gesetzes über die Forschung am Menschen auszusetzen. Sie kritisierte zudem das zu
geringe Schutzniveau der Konvention, welches fremdnützige Forschung an nicht
einwilligungsfähigen Menschen, wie Kindern, Demenzkranken oder schwer behinderten
Menschen rechtsverbindlich erlaube, weshalb sie gleichzeitig einen Antrag auf
Nichteintreten stellte. Unterstützung fand sie in der eigenen Fraktion sowie bei Teilen
der SP, die sich mehrheitlich aber doch, wenn auch ohne Begeisterung, für die
Ratifikation aussprach. Die Fraktionen von FDP, CVP und SVP unterstützten die
Vorlagen. Der Nationalrat lehnte schliesslich eine Sistierung der Beratung mit 121 zu 27
Stimmen ab und trat mit 120 zu 19 Stimmen auf das Geschäft ein. In der
Gesamtabstimmung genehmigte er mit 121 zu 17 Stimmen (geschlossene GP und EVP) bei
13 Enthaltungen das europäische Biomedizin-Übereinkommen, allerdings mit zwei
Vorbehalten aufgrund des Transplantationsgesetzes, wo die Schweizer Regelung
weniger streng ist, und gab gleichzeitig dem Bundesrat die Ermächtigung für die
Ratifizierung. Das Zusatzprotokoll über das Verbot des Klonens menschlicher
Lebewesen nahm der Rat mit 144 zu 3 Stimmen an. Der Ständerat fügte einen weiteren
Vorbehalt an, welcher es erlaubt, bis zum Vorliegen des revidierten
Erwachsenenschutzrechtes in Bezug auf entscheidungsunfähige Personen nicht nur die
Bestimmungen des Übereinkommens in Anwendung zu bringen, sondern auch jene, die
einzelne Kantone haben; in der Gesamtabstimmung genehmigt er beide Abkommen
einstimmig. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2007
MARIANNE BENTELI

Mittels Motion forderte Maya Graf (gp, BL) den Bundesrat auf, die systemische
Erforschung der Antibiotikaresistenzverbreitung bei Mensch, Tier und in der Umwelt
in seiner One-Health-Strategie zu optimieren und anhand der gesammelten
Erkenntnisse eine Ursachenbekämpfungsstrategie zu erstellen. Bei der zunehmenden
Verbreitung von antibiotikaresistenten Keimen handle es sich um «eine der grössten
Herausforderungen der kommenden Jahrzehnte», schreibt Graf in der eingereichten
Begründung. Die Schweiz gehe die Problematik zwar bereits sektorübergreifend und mit
dem nationalen Forschungsprogramm «Antimikrobielle Resistenz» (NFP 72) und der
nationalen Strategie Antibiotikaresistenz (Star) an, eine systemische Netzwerkanalyse zu
den grossen Stoffflüssen und der damit verbundenen Zirkulation von
antibiotikaresistenten Bakterien im System Mensch-Tier-Umwelt sei jedoch
unerlässlich, um die Entwicklung von Resistenzen zu verstehen. Im Hinblick auf
Antibiotikaresistenzen würde es One-Health ermöglichen, eine systemische
Untersuchung auf der Grundlage einer engeren Zusammenarbeit zwischen Human- und
Veterinärmedizin in Gang zu setzen und dadurch die Krankheitsfälle bei Mensch und
Tier zu verringern, die Wirksamkeit von Investitionen zu verbessern und zu einem
besseren Schutz der Umwelt beizutragen. In seiner Stellungnahme äusserte sich der
Bundesrat positiv gegenüber der Motion Graf. Er sei der Ansicht, dass dem One-Health-
Ansatz für die Ursachenbekämpfung von Antibiotikaresistenzen eine grosse Relevanz
zukomme. Einer der Hauptgründe für die Zunahme der Antibiotikaresistenzen sei der

MOTION
DATUM: 27.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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nicht sachgerechte Antibiotikaeinsatz. Momentan seien verschiedene Projekte am
Laufen. Um den One-Health-Ansatz bezüglich ursachengerechter Resistenzbekämpfung
zu verbessern, würden die Ergebnisse des NFP 72 und einer für Mitte 2021 geplanten
Zwischenevaluation von Star in den Bereichen Mensch, Tier und Umwelt herangezogen
und erforderliche Anpassungen in Star vorgenommen. Stillschweigend und
diskussionslos nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2019 an. 2

1) AB NR, 2007, S. 1629 ff.; AB SR, 2007, S. 1053 ff.
2) AB NR, 2019, S. 1934
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